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Vorblatt 


Gesetzentwurf 

über den Ausbau der Bundesfernstraßen in den Jahren 

1971 bis 1985 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen) 


A. Problem 

Straßenbauplanungen benötigen lange Fristen. Von der Pla- 
nungsidee bis zur Verkehrsübergabe vergehen heute bis zu 
zehn Jahre. Ausbaupläne im Fernstraßenbau sind notwendig, 
um Planung, Grunderwerb, Finanzierung und Bauausführung 
in Einklang zu bringen und optimale Leistungen zu erzielen. 


B. Lösung 

Das Bundesfernstraßennetz soll im Anschluß an das Ausbau- 
plangesetz vom 27, Juli 1957 in den Jahren 1971 bis 1985 nach 
einem Bedarfsplan weiter ausgebaut werden, der Bestandteil 
des Gesetzes ist. Welche Maßnahmen im einzelnen bis 1985 
ausgeführt werden sollen, ist aus dem Bedarfsplan nicht zu er- 
sehen. Das Gesetz enthält keinen Ausbauplan, aus dem ersicht- 
lich ist, in welcher Weise der Bedarfsplan durchgeführt werden 
soll. 

Der Bedarfsplan ist aufgrund von Prognosen übör die künftige 
Wirtschafts- und Verkehrsentwicklung (Basis 1990) und ent- 
sprechend besonderen regionalen Bedürfnissen aufgestellt wor- 
den. Aufgrund von verkehrswirtschaftlichen Kriterien und der 
Bewertung des Zustandes des bestehenden Straßennetzes er- 
folgte die Einteilung in drei Dringlichkeitsstufen, die nicht iden- 
tisch sind mit den drei Fünfjahresplänen, mit denen der Ausbau 
der Bundesfernstraßen 1971 bis 1985 durchgeführt werden soll. 
Nach derzeitigem Stand werden bis 1985 die Bundesfernstraßen 
der 1. Dringlichkeitsstufe ausgebaut werden können. 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 
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C. Alternativen 

Keine Mehrheit im Ausschuß fanden folgende Vorschläge: 

— Die Bundesregierung sollte beauftragt werden, neben dem 
Bedarfsplan ein Programm vorzulegen, aus dem eindeutig 
zu ersehen ist, welche Bundesfernstraßenbaumaßnahmen 
voraussichtlich bis 1985 realisiert werden können. 

— Die in § 5 vorgesehenen Fünfjahrespläne sollten der Zustim- 
mung des Deutschen Bundestages bedürfen. 

Vom Ausschuß angenommen wurden folgende Vorschläge: 

— Die Anpassung des Bedarfsplanes im Rhythmus von fünf 
Jahren an die effektive Verkehrsentwicklung erfolgt durch 
Gesetz und nicht durch Rechtsverordnung. 

— Der Bundesminister für Verkehr ist gehalten, dem Deutschen 
Bundestag jährlich über den Fortgang des Bundesfern- 
straßenbaues zu berichten. 


D. Kosten 

Der Bedarfsplan erfordert nach jetzigem Preisstand Investitions- 
mittel in Höhe von 147 Milliarden DM. Aus dem derzeitigen für 
den Bundesfernstraßenbau zweckgebundenen Anteil der Mine- 
ralölsteuer stehen nach Abzug der Mittel für Straßenunterhalt 
und Erneuerung bestehender Autobahndecken für Investitionen 
ca. 70 Milliarden DM zur Verfügung. Die Deckungslücke beträgt 
somit 77 Milliarden DM, 

Der Bedarfsplan wird in dem Umfang durchgeführt, wie Haus- 
haltsmittel zur Verfügung stehen. Der Gesetzentwurf ver- 
ursacht daher als reines Planungsgesetz unmittelbar keine 
Haushaltsbelastungen. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses 

für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
(13. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über den Ausbau der Bundesfernstraßen in den Jahren 

1971 bis 1985 

— Drucksache VI/ 11 80 — 


A. Bericht des Abgeordneten Lemmrich 


Der Gesetzentwurf in Drucksache VI/1180 wurde 
in der 81. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 
2. Dezember 1970 dem Ausschuß für Verkehr und 
für das Post- und Fernmeldewesen federführend 
und dem Haushaltsausschuß gemäß § 96 der Ge- 
schäftsordnung überwiesen. Der Verkehrsausschuß 
hat die Vorlage in seiner Sitzung am 21. Januar 
1971 abschließend behandelt. Dabei hat er auch den 
Bericht der Bundesregierung über Verkehrsverbin- 
dungen zwischen Hamburg und dem Ostseeraum 
— Drucksache VI/ 1329 — in seine Beratungen ein- 
bezogen, der vom Präsidenten des Deutschen Bun- 
destages gemäß § 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung 
ebenfalls dem Verkehrsausschuß federführend so- 
wie dem Haushaltsausschuß zur Mitberatung über- 
wiesen worden ist. 

Ziel des Gesetzentwurfes ist es, den Ausbau des 
Bundesfernstraßennetzes in den Jahren bis 1985 
entsprechend dem ansteigenden Verkehrsaufkom- 
men nach Dringlichkeitspunkten zu regeln. Er stellt 
die Fortsetzung des Gesetzes über den Ausbauplan 
für die Bundesfernstraßen vom 27. Juli 1957 dar. 
Neue Erkenntnisse auf dem Gebiet der Verkehrs- 
technik und Ökonomie erlaubten es im starken 
Maße, die Wissenschaft heranzuziehen. Die moder- 
nen Planungs- und Rechentechniken ermöglichten 
die Einbeziehung einer Vielzahl von Daten zur Er- 
mittlung des Straßenbedarfs. Ausgangspunkt war 
eine Straßenverkehrsprognose für das Jahr 1990, 
der umfangreiche Berechnungen auf der Grundlage 
der voraussichtlichen Bevölkerungsentwicklung und 


der Schaffung von Arbeitsplätzen in den verschie- 
denen Regionen des Bundesgebietes sowie eine 
Schätzung des künftigen PKW-Bestandes zugrunde 
gelegt wurden. Aus den Zahlen über die künftigen 
Verkehrsmengen ließ sich ableiten, wo und wieviel 
Straßenraum erforderlich ist. Das künftig notwen- 
dige Straßennetz wurde mit dem vorhandenen ver- 
glichen. Um entsprechende Vergleichsmaßstäbe zu 
erhalten, wurde das bestehende Bundesfernstraßen- 
netz nach verkehrlichen und baulichen Gesichts- 
punkten bewertet. Die angewandten Bewertungs- 
methoden beruhen naturgemäß auf Prognosen über 
die voraussichtliche Entwicklung der Wirtschaft und 
des Verkehrs ohne Anspruch auf absolute Genauig- 
keit. Aus dem Vergleich des künftig notwendigen 
und des vorhandenen Straßennetzes ergab sich der 
Ausbaubedarf. Um den Bedarf zuerst zu erfüllen, 
der am dringlichsten ist, wurden die auszubauenden 
Strecken nach einheitlichen objektiven Maßstäben 
in drei Dringlichkeitsstufen eingestuft, wenn sich 
1990 eine mehr als 60‘t^oige Verkehrsüberlastung 
zeigt. In den Randgebieten zu Mitteldeutschland 
und zur CSSR wurden die Schwellenwerte für die 
Einstufungskriterien um 30 ®/o herabgesetzt. Neue 
Straßen wurden nach vier Kriterien eingestuft: Ver- 
kehrsbelastung (mehr als 25 000 Fahrzeuge pro 
Tag), Erschließungs- und Verbindungseffekt sowie 
Wirtschaftlichkeit einer Strecke. Die 2. und 3. 
Dringlichkeitsstufe haben entsprechende Kriterien. 
Der Ausbauplan 1971 bis 1985 wird durch drei Fünf- 
jahrespläne vollzogen, die jedoch mit den drei 
Dringlichkeitsstufen nicht indentisch sind. 
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Der Ausschuß hält es für richtig, daß nach § 4 des 
Gesetzentwurfs der für einen Zeitraum von 15 Jah- 
ren erarbeitete Bedarfsplan nach Ablauf von fünf 
Jahren überprüft und an die dann gewonnenen 
neuen Erkenntnisse angepaßt wird. Diese Anpassung 
soll jedoch entgegen dem Gesetzentwurf nicht durch 
einfache Rechtsverordnung der Bundesregierung, 
sondern durch Gesetz erfolgen, damit auf diese 
Weise die Mitwirkung des Deutschen Bundestages 
gewährleistet wird. 

Einen breiten Raum bei den Ausschußberatungen 
nahm die Frage ein, ob die Möglichkeit besteht, den 
Bedarfsplan für den Ausbau des Bundesfernstraßen- 
netzes in dem vorgesehenen Zeitraum zu realisieren. 
Dies ist in erster Linie ein Problem der Deckung 
des Finanzbedarfs, der nach jetzigem Preisstand bei 
etwa 147 Mrd. DM liegen wird. Nach der derzeiti- 
gen Rechtslage stehen von 1971 bis 1985 aus der 
Zweckbindung der Mineralölsteuer 99 Mrd. DM zur 
Verfügung; davon werden 29 Mrd. DM für Straßen- 
unterhalt und -erneuerung benötigt, so daß dem 
Bedarf von 147 Mrd. DM an verfügbaren Mitteln 
70 Mrd. DM gegegenüberstehen; die Deckungslücke 
beträgt somit 77 Mrd. DM. Die Mehrheit des Aus- 
schusses sieht in dem Bedarfsplan eine Zielvorstel- 
lung, über deren Realisierung der Deutsche Bundes- 
tag im Laufe der nächsten Jahre durch Bereit- 
stellung der finanziellen Mittel entscheiden muß. 
Damit das Parlament zusätzliche Entscheidungs- 
grundlagen hierfür erhält, hat der Ausschuß auf 
Antrag der CDU/CSU einmütig besdilossen, den 
Bundesminister für Verkehr durch einen neu in den 
Gesetzentwurf eingefügten § 6 a zu verpflichten, 
dem Deutschen Bundestag jährlich über den Fort- 
gang des Bundesfernstraßenbaues nach dem Stande 
vom 31. Dezember des Vorjahres zu berichten. 

Die Mehrheit des Ausschusses hält es nicht für 
opportun, die Bundesregierung zu beauftragen, 
einen konkreten Ausbauplan vorzulegen — wie im 
ersten Ausbauplangesetz von 1957 — , auf dem die 
Straßenbaumaßnahmen zu ersehen sind, die von 
1971 bis 1985 effektiv durchgeführt werden sollen 
beziehungsweise können, und zwar auf Grund der 
derzeitigen gesetzlich geregelten Finanzierungs- 
möglichkeiten. Sie vertrat die Auffassung, daß die 
jetzt noch geltende Regelung über die Finanzierung 
des Straßenbaues schon in naher Zukunft durch eine 
Entscheidung des Gesetzgebers verbessert werden 
sollte. Es könnte ferner nicht übersehen werden, 
daß der vorliegende Gesetzentwurf vor allem einen 
Bedarfsplan mit wissenschaftlich ermittelten Priori- 
täten darstellt. Auch die Preisentwicklung könne 
nicht abgeschätzt werden und stelle einen Unsicher- 
heitsfaktor für einen solchen Ausbauplan dar. Die 
Minderheit hingegen vertrat den Standpunkt, daß 
ein entsprechendes Ausbauprogramm die notwen- 
dige Ergänzung des Gesetzes darstelle. Erst Be- 
darfsplan und Ausbauplan zusammen würden das 
richtige Bild über den Ausbau der Bundesfern- 
straßen in den Jahren 1971 bis 1985 ergeben, zumal 
oft die irrige Meinung zu finden sei, der Bedarfs- 
plan stelle das Fernstraßennetz dar, das bis 1985 
gebaut werden könnte. Nur die Aufzeichnung der 
Lücke zwischen Fernstraßenbedarf und Möglich- 
keiten des Ausbaues werde das Verständnis dahin 


wecken, mehr finanzielle Mittel für den Bundesfern- 
straßenbau bereitzustellen. Die Nichtkalkulierbar- 
keit der Preisentwicklung im Straßenbau sei kein 
Hinderungsgrund, konkrete Ausbaupläne aufzustel- 
len, wie das Ausbauplangesetz von 1957 und die 
bisher durchgeführten drei Vierjahrespläne deutlich 
machten. 

Nach § 5 des Gesetzentwurfs stellt der Bundes- 
minister für Verkehr als Rahmen für die jährlichen 
Straßenbaupläne nach Maßgabe des Bedarfsplans 
und der verfügbaren finanziellen Mittel in dem Zeit- 
raum bis 1985 drei Fünfjahrespläne auf, die die zu 
realisierenden Straßenbauprojekte enthalten. Die 
Ausschußminderheit wünschte eine Bestimmung, 
wonach diese Fünfjahrespläne der Zustimmung des 
Deutschen Bundestages bedürfen. Dadurch sollte 
sichergestellt werden, daß das Parlament einen 
stärkeren Einfluß auf den Bundesfernstraßenbau er- 
hält. Die Mehrheit des Ausschusses hat diesen An- 
trag jedoch abgelehnt, weil sich die Auswahl einzel- 
ner Straßenbauprojekte nach Maßgabe von Ver- 
kehrsuntersuchungen und sonstigen Erhebungen 
nicht für eine parlamentarische Beratung eignet und 
die notwendige Kontrolle des Deutschen Bundes- 
tages durch die jährlichen Haushaltsberatungen 
ausreichend gesichert erscheint. Auch der weitere 
Vorschlag zu § 6 des Gesetzentwurfs, dem Bundes- 
minister für Verkehr jeweils dann eine besondere 
Berichtspflicht aufzuerlegen, wenn er bei den Stra- 
ßenbauplänen wegen eines unvorhergesehenen Ver- 
kehrsbedarfs vom Bedarfsplan abweichen will, fand 
nicht die erforderliche Mehrheit. 

Schließlich hat der Ausschuß alle Petitionen und 
Anträge einzelner Ausschußmitglieder abgelehnt, 
die darauf abzielten, bestimmten Straßenbauprojek- 
ten eine höhere als vorgesehene Dringlichkeitsstufe 
zuzubilligen, weil jede Änderung das gesamte Be- 
rechnungssystm in Frage gestellt hätte. Die Mehr- 
heit im Ausschuß vertrat dabei insbesondere auch 
die Auffassung, daß den Belangen des Zonenrand- 
gebietes und der sonstigen wirtschaftlich schwachen 
Gebiete durch die Art der Berechnung in angemes- 
sener Weise Rechnung getragen worden sei. 

Im Ausschuß bestand Einmütigkeit darüber, daß 
alle diejenigen Straßenbauprojekte, die als „im 
Bau" befindlich gekennzeichnet sind, vor der 
1, Dringlichkeitsstufe durchgeführt werden. Als „im 
Bau" befindlich sind Streckenabschnitte bereits dann 
anzusehen, wenn mit den Planungsarbeiten begon- 
nen wurde. In der Schlußabstimmung wurde die 
Vorlage mit 13 gegen 12 Stimmen verabschiedet. 

Mit einbezogen in seine Beratungen hat der Aus- 
schuß den Bericht der Bundesregierung über die 
Verkehrsverbindungen Hamburg-Ostsee, in dem 
ausgeführt wird, daß hier besonders an den Wo- 
chenenden im Sommerhalbjahr erhebliche Stauun- 
gen im Verkehr auftreten. Durch Ausbau der Bun- 
desautobahn Hamburg-Lübeck und den Neubau der 
Bundesstraße 207 soll bis 1975 eine wesentliche Er- 
leichterung eintreten. Der Ausschuß hat sich unter 
Zustimmung des mitberatenden Haushaltsausschus- 
ses darauf beschränkt, von diesem Bericht Kenntnis 
zu nehmen. 
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Zu dem Gesetzentwurf über den Ausbau der Bun- 
desfernstraßen wird der Haushaltsausschuß gemäß 
§ 96 der Gesdiäftsordnung einen gesonderten Be- 
richt vorlegen. 


Bonn, den 12. März 1971 


Lemmridi 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/ 11 80 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung, die in § 1 des Entwurfs er- 
wähnte Anlage (Bedarfsplan für die Bundesfern- 
straßen) jedoch unverändert in der Fassung der 
Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Be- 
schluß des Bundesrates vom 5. Juni 1970 
— Drucksache VI/1180 Anlage C — anzunehmen; 

2. die eingegangenen Petitionen für erledigt zu 
erklären; 

3. den Bericht der Bundesregierung über Verkehrs- 
verbindungen zwischen Hamburg und dem Ost- 
seeraum — Drucksache VI/ 1329 — zur Kenntnis 
zu nehmen. 


Bonn, den 12. März 1971 


Der Ausschuß für Verkehr 
und für das Post- und Fernmelde wesen 

Dr. Apel Lemmrich 

Vorsitzender Berichterstatter 


3 



Dnicksadie VI/1967 


Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebraditen 
Entwurfs eines Gesetzes 

über den Ausbau der Bundesfernstraßen in den Jahren 

1971 bis 1985 

— Drucksache VI/1180 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verkehr und für 
das Post- und Fernmeldewesen 
(13. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über den Ausbau der Bundesfernstraßen 
in den Jahren 1971 bis 1985 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz besdilos- 
sen; 

§ 1 

In den Jahren 1971 bis 1985 wird das Netz der 
Bundesfemstraßen nach einem Bedarfsplan für die 
Bundesfernstraßen ausgebaut, der diesem Gesetz als 
Anlage beigefügt ist. 

§ 2 

Der Ausbau erfolgt nach den Dringlichkeiten, die 
im Bedarfsplan bezeichnet sind, und nach Maßgabe 
der zur Verfügung stehenden Mittel, Die am 1. Ja- 
nuar 1971 im Bau befindlichen Maßnahmen werden 
in dem für den Verkehr notwendigen Umfang zu 
Ende geführt. 

§ 3 

Einzelne Verbesserungsmaßnahmen bleiben unbe- 
rührt; sie sind auf die Maßnahmen abzustimmen, 
die aufgrund des Bedarfsplanes ausgeführt werden 
sollen. 

§ 4 

Nach Ablauf von jeweils fünf Jahren paßt der 
Bundesminister für Verkehr den Bedarfsplan unter 
Beachtung des Raumordnung sgesetzes der Verkehrs- 
entwicklung an und bestimmt durch Rechtsverord- 
nung, die der Zustimmung des Bundesrates nicht 
bedarf, daß der geänderte Bedarfsplan an die Stelle 
der Anlage zu diesem Gesetz tritt. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
über den Ausbau der Bundesfemstraßen 
in den Jahren 1971 bis 1985 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

unverändert 

§ 2 

unverändert 


5 3 

unverändert 

§ 4 

Nach Ablauf von jeweils fünf Jahren prüft der 
Bundesminister für Verkehr, ob der Bedarfsplan der 
Verkehrsentwicklung unter Beachtung des Raum- 
ordnungsgesetzes anzupassen ist. Die Anpassung 
geschieht durch Gesetz. 


4 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Entwurf 

§ 5 

(1) Zur Verwirklichung des Ausbaues nach dem 
Bedarfsplan stellt der Bundesminister für Verkehr 
drei Fünfjahrespläne auf. Sie bilden den Rahmen für 
die Aufstellung der Straßenbaupläne nadi Artikel 3 
des Straßenbaufinanzierungsgesetzes vom 28. März 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 201, in der Fassung des 
Gesetzes zur Umstellung der Abgaben auf Mineral- 
öl vom 20. Dezember 1963, Bundesgesetzbl. I S. 995). 

(2) Das Gesetz zur Förderung der Stabilität und 
des Wachstums der Wirtschaft vom 8. Juni 1967 
(Bundesgesetzbl, I S. 582) bleibt unberührt. 

§ 6 

Soweit ein unvorhergesehener Verkehrsbedarf es 
erfordert, können die Straßenbaupläne im Einzelfall 
auch Maßnahmen enthalten, die nicht dem Bedarfs- 
plan entsprechen. 


§ 7 

Das Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 8 

Das Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. Das Gesetz über den Ausbauplan für die 
Bundesfernstraßen vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1189) tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
1970 außer Kraft. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

§ 5 

unverändert 


§ 6 

unverändert 

§ 6a 

Der Bundesminister für Verkehr berichtet dem 
Deutschen Bundestag jährlich über den Fortgang 
des Bundesfernstraßenbaues nach dem Stand vom 
31. Dezember des Vorjahres. 

§ 7 

unverändert 


§ 8 

unverändert 
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